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Berufliche und soziale Integration 
von Aussiedlern in Gefahr? 

Günter Kühn 
Wissenschaftlicher Direk­

tor in der Hauptabteilung 4 

"Erwachsenenbildungsfor­

schung" des Bundesinsti­

tuts für Berufsbildung, 

Schwerpunkt Fernunter­

richt und multimediales 

Lernen; Umschulung von 

Ausländern, Aussiedlern 

und Langzeitarbeitslosen 

Einer der wichtigsten Schritte für 

Aussiedler I -innen zur Integration ist 

ein Arbeitsplatz. Vor dem Hinter­

grund der 10. Novellierung des Ar­

beitsförderungsgesetzes von 1993 

wurden zur Situation arbeitsloser 

Aussiedler I -innen sowie zur Ange­

botspraxis der Bildungsträger Un­

tersuchungen durchgeführt, deren 

Ergebnisse und Schlußfolgerungen 

nachfolgend dargestellt werden. 

Prozeß und Probleme beruf­
licher und sozialer 
Eingliederung von Aussiedlern 

Die Eingliederung von Aussiedlern in der 

Bundesrepublik Deutschland stieß in den 

letzten Jahren auf erhebliche Schwierigkeiten. 

Diese Schwierigkeiten resultieren in erster 

Linie aus der wirtschaftlichen Rezession, die 

eine hohe Arbeitslosigkeit und große Haus­

haltseinsparungen, insbesondere auch bei 

sprachlichen und beruflichen Eingliede­

rungsmaßnahmen für Aussiedler, zur Folge 

hat. Die Erlangung eines akzeptablen Ar­

beitsplatzes ist wiederum einer der wich­

tigsten Schritte für Aussiedler auf dem Wege 

zu einer gesellschaftlichen Eingliederung. 

Das Einleben von Aussiedlern läuft im all­

gemeinen nach ähnlichen Gesetzmäßigkeiten 

ab wie bei anderen Einwanderungsgruppen 

auch. Es ist gekennzeichnet von schwierigen 

Problemlagen, die sich z. T. auf die Stich­

worte: Wohnung - Spracherwerb - Arbeits­

platz verkürzen lassen. 1 Im Verlauf einer 
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beruflichen Eingliederung wird die Fähigkeit 

vorausgesetzt, einen Arbeitsplatz unter den 

gleichen Bedingungen wie ein Einheimischer 

anzunehmen und auszufüllen. Bei der be­

ruflichen Eingliederung in das Arbeitsleben 

sehen sich Aussiedler anfangs mit folgenden 

Problemen konfrontiert: 

• mit der formalen Anerkennung bzw. 

richtigen Einstufung ihrer beruflichen Qua­

lifikationen nach ihrem tatsächlichen An­

wendungs- und Gebrauchswert, 

• Sprachdefizite im Deutschen und der 

Notwendigkeit, möglichst schnell einen 

ausreichenden Sprachstandard zu erreichen, 

• mit den realen Berufs- und Arbeitsplatz­

anforderungen vor Ort und den gegebenen, 

eher limitierten Möglichkeiten einer An­

passungsqualifizierung bzw. einer Fortbil­

dung und Umschulung, 

• mit der nicht selten langwierigen und 

aufreibenden Suche nach einem adäquaten 

Arbeitsplatz, begleitet von administrativen 

Vermittlungsverfahren. 

Es wäre eine verkürzte Sichtweise, die Ein­

gliederung von Aussiedlern als einen ein­

seitigen Akt definieren zu wollen, der aus­

schließlich von diesen zu vollziehen sei. Viel­

mehr handelt es sich um einen komplexen 

Wechselprozeß, der ebenso eine institutionelle 

und personale Offenheit und Förderung in der 

Bundesrepublik Deutschland voraussetzt: 

Staat und ansässige Bürger - etwa am Ar­

beitsplatz, im Wohnfeld - müssen der Ein­

gliederung von Aussiedlern positiv gegen­

überstehen. Eine innere Bereitschaft zu 

Akzeptanz und zur Aufnahme muß erkennbar 

sein. Daß der Eingliederungsprozeß für 

Aussiedler wie für Ausländer gegenwärtig in 

der Bundesrepublik schwierig verläuft, ist 

offensichtlich. Der Ausbruch offener Aus­

länder- und Fremdenfeindlichkeit ist ein 

deutliches Symptom hierfür. 

Berufliche Qualifikationen bei 
Aussiedlern und die Ziel­
richtung einer Kompetenz­
vermittlung in beruflichen 
Bildungsmaßnahmen 

Aussiedler/ -innen haben zwar meist eine 

Berufsausbildung vorzuweisen. Ihre Be­

rufsabschlüsse werden formal zu einem 

großen Teil anerkannt, d. h., einem entspre­

chenden deutschen Berufsabschluß gleich­

gestellt. 2 Über die tatsächliche berufliche 

Qualifikation sagt die formale Anerkennung 

des Abschlusses häufig aber wenig aus, da 

dieser meist auf ganz anderem Wege erreicht 

wurde, 

• die praktische Berufserfahrung oftmals 

nicht im erlernten Beruf erworben wurde, 

• die Berufs- und Arbeitswelt in den Her­

kunftsländern ganz anders strukturiert ist und 

dementsprechend z. T. ganz andere Quali­

fikationsanforderungen stellt. 

Im gewerblich-technischen Bereich bedarf 

es oft einer Anpassung der fachlichen Qua­

lifikation an den hiesigen Stand der modernen 

Technologien sowie verschiedentlich einer 

Anhebung der gesamten beruflichen Quali­

fikation. Im kaufmännisch-verwaltenden 
Bereich werden vor allen Dingen gute 

Deutschkenntnisse in Wort und Schrift ab­

verlangt. Sprachliche Defizite überlagern 

deshalb oftmals fachliche Qualifikations­

probleme. 

Aus beruflicher Sicht kann man davon aus­

gehen, daß die Aussiedler neben den 

deutschsprachigen und den fachlichen Kom­

petenzen ebenso fachübergreifend die soge­

nannten Methoden- und Sozialkompetenzen 

erlangen müssen. 

Die Methodenkompetenz gewinnt dort vor 

allem an Bedeutung, wo am Arbeitsplatz 

• neuere Informations- und Kommunikati­

onstechnologien angewandt sowie Planungs-, 

Steuerungs- und Kontrolltätigkeiten ausgeübt 

werden, 
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• wo im Rahmen neuer Formen der Ar­

beitsorganisation in zunehmendem Maße 

Aufgaben und Entscheidung in Eigenver­

antwortung zu übernehmen sind. 

Soziale Kompetenzen wiederum sind dort vor 

allem wichtig, wo Teamarbeit generell: 

Umgang mit anderen - u. a. mit Kunden -

anliegen. Es handelt sich letztlich um so­

genannte "Schlüsselqualifikationen", die den 

Aussiedlern bei der Bewältigung von All­

tagsproblemen von Nutzen sein können und 

die zur Verbesserung der Integrationsbemü­

hungen beitragen. 

Nun laufen auf Bundesebene eine Reihe von 

Maßnahmen der sprachlichen und beruflichen 

Bildung, um die berufliche Eingliederung zu 

fördern. An erster Stelle ist auf die Maß­

nahmen der Bundesanstalt für Arbeit nach 

dem Arbeitsförderungsgesetz (AFG) hinzu­

weisen. 

Die Bildungsangebote lassen sich in folgende 

Maßnahmekategorien unterteilen: 

• allgemeine kurzfristige Eingliederungs­

seminare mit landeskundlichen, allgemeinen 

gesellschaftlichen und alltagspraktischen 

Themen, 

• in der Regel ganztägiger Sprachunterricht 

von sechs, früher von acht bis zehn Monaten 

Dauer, 

• unterschiedliche berufsqualifizierende Kurs­

angebote je nach Ausgangssituation und 

beruflicher Zielvorstellung: 

• Kurse zur Feststellung, Erhaltung, Er­

weiterung oder Anpassung der beruflichen 

Kenntnisse und Fertigkeiten (sog. FEEA­

Maßnahmen), die betriebliche Einarbeitung, 

Lehrgänge mit dem Ziel eines beruflichen 

Aufstiegs und die berufliche Umschulung. 

Kennzeichnend für die Situation in der 

Weiterbildung von Aussiedlern war lange 

Zeit, daß die einzelnen Maßnahmen weit­

gehend voneinander getrennt verliefen. 

Richtlinien der Bundesanstalt für Arbeit 

(insbesondere der Grunderlaß vom 

20. 10. 1989) griffen dieses Manko auf und 



stellten kombinierte Modelle in den Vor­

dergrund, was aber durch die Finanzkürzung 

(u. a. 10. Novellierung des AFG) jetzt wieder 

in Frage gestellt wird. 

Ergebnisse des BIBB­
Forschungsprojekts zur Weiter­
bildung von Aussiedlern 

Berufliche und soziale Integration 
von Aussiedlern 

Auf der Grundlage von Empfehlungen des 

Hauptausschusses des Bundesinstituts für 

Berufsbildung "Zur beruflichen und sozialen 

Integration von Aussiedlem"3 ist im BIBB ein 

Forschungsprojekt "Weiterbildung von 

Aussiedlern unter besonderer Berücksichti­

gung fachübergreifender Kompetenzen" rea­

lisiert worden, dessen Ziel es war, durch 

• Evaluierung in der Angebotspraxis und 

• Befragung von arbeitslosen Aussiedlerin­

nen und Aussiedlern 

zur Verbesserung der beruflichen Integration 

von Aussiedlern beizutragen. Zu diesem 

Zweck sind zwei überregionale Untersu­

chungen durchgeführt worden. In der ersten 

Untersuchung wurden eine Reihe von Bil­

dungsträgem (12) und ihre Maßnahmen 

evaluiert, was auch eine Befragung von 

Geschäftsführern, Dozenten/ Ausbildern und 

Teilnehmern einschloß. Die zweite Unter­

suchung umfaßt eine eingehende Befragung 

einer Anzahl arbeitsloser Aussiedler und 

Aussiedlerinnen (65). Beide Untersuchungen 

wurden inzwischen abgeschlossen und die 

Ergebnisse in zwei Studien veröffentlicht. 4 

Verschlechterung der Ausgangs­
bedingungen für eine berufliche und 
soziale Integration von Aussiedlern 

Insgesamt haben sich die Ausgangsbedin­

gungen für eine berufliche und soziale In-

tegration von Aussiedlern erheblich ver­

schlechtert: Dies äußert sich vor allem in einer 

sich verschärfenden Arbeitslosigkeit, be­

sonders bei Frauen. So waren vergleichsweise 

1989 bei 377 055 Zuzügen 105 887, 1992 bei 

230 565 Zuzügen 131 546 und 1993 bei 

218 888 Zuzügen 162 554 Aussiedler ar­

beitslos. 1994 stieg die Arbeitslosenquote bei 

Aussiedlern sogar auf 182 311; sie lag im Juli 

bei 155 691 (Arbeitsmarkt in Zahlen: Aus­

siedler, August 1994 ). 5 Der Frauenanteil 

betrug in den letzten Jahren um die 60 Pro­

zent. 6 

Ausschlaggebend für diese Entwicklung ist 

eine verschärfte Wettbewerbssituation auf 

dem Arbeitsmarkt. Das durch Entlassungen 

und rückläufige Neueinsteilungen der Wirt­

schaft zunehmende Bewerberpotential an 

einheimischen Arbeitskräften auf dem Ar­

beitsmarkt verweist generell Aussiedler auf 

die hinteren Plätze. Von Arbeitslosigkeit 

betroffen sind besonders Angehörige von 

Organisations-, Verwaltungs- und Bürobe­

rufen sowie aus der Land- und Forstwirt­

schaft, schließlich Akademiker und Frauen. 

Aussiedlerinnen treffen die Folgen der 

Übersiedlung und die Arbeitslosigkeit be­

sonders hart. Sie treten in einen fremden 

soziokulturellen Zusammenhang und müssen 

meist sowohl deutsche Sprachkenntnisse als 

auch den hiesigen Arbeitsplatzanforderungen 

entsprechende berufliche Qualifikationen 

vorweisen. Sie sehen sich besonders dadurch 

auf dem Arbeitsmarkt benachteiligt, weil sie 

oft in ihren erlernten Berufen nicht arbeiten 

können, die in Deutschland einem hohen 

Konkurrenzdruck unterliegen (u. a. Verwal­

tungs-, Büroberufe), die hier reine Männer­

berufe sind oder wo ihnen die Anerkennung 

(u. a. in Erzieher-, Lehrberufen) verweigert 

wird. Hinzu treten familienbedingte Ein­

schränkungen, die sich z. B. in einer gerin­

geren Mobilität sowie in ungelösten Fragen 

der Vereinbarkeit von Familie und Er­

werbsfähigkeit- u. a. der Kinderbetreuung­

äußern. Allerdings hat die Familiensituation 

bei einem Vergleich mit Aussiedlerfrauen, die 

auf sich allein gestellt sind, nicht diesen 

gravierenden Einfluß. 7 Auch diese Frauen­

gruppe weist fast einen ebenso geringen 

Beschäftigungsgrad bzw. eine gleich große 

Arbeitslosigkeit auf wie erwerbsorientierte 

Aussiedlerinnen mit Familien, so daß im 

stärkeren Maß die nicht vorhandene Be­

rufsqualiflkation der Frau stets den Ausschlag 

gibt. 

Arbeitslosigkeit bewirkt neben der psychi­

schen Belastung und den ökonomischen 

Schwierigkeiten auch eine soziale Ausgren­

zung, da Aussiedlern ein zentraler Zugang, 

über Arbeit Sozialkontakte mit Einheimi­

schen zu knüpfen und dadurch die Integration 

zu beschleunigen, verschlossen bleibt. 

Die Befragung der arbeitslosen Aussiedler 

und Aussiedlerinnen, die bei den Frauen zu 

Sonderbefragungen führte 8, im Rahmen des 

Forschungsprojektes erbrachte im ganzen ein 

düsteres Bild, was die allgemeine und im 

besonderen die berufliche Lebenssituation 

angeht. Allen gemeinsam ist zwar der Wille 

und die Bereitschaft zur Integration in ihre 

neue Heimat. Sie kamen nach Deutschland 

mit großer Zuversicht und voller Erwartun­

gen. Vorherrschend war aber bei den befragten 

Aussiedlern eine tiefe Verunsicherung, was 

ihre gegenwärtige Lebenssituation und ihre 

berufliche und soziale Zukunft betrifft. 

Tatsächlich erleben die arbeitslosen Aus­

siedler in Deutschland eine - bisher nicht 

gekannte - politisch und wirtschaftlich 

stabilere Situation als im Herkunftsland. 

Durch die staatlichen Sozialleistungen er­

scheinen sie - zumindest in ihrer Grund­

versorgung- einigermaßen abgesichert. Aller­

dings spitzt sich, wie die Befragungen auf­

zeigen, dann ihre finanzielle Situation meist 

zu, wenn der Partner ebenfalls arbeitslos 

geworden ist bzw. an einer Weiterbildungs­

maßnahme oder Umschulung teilnimmt und 

sich auf diese Weise das Familieneinkommen 

vollständig aus staatlicher Unterstützung 

zusammensetzt. Nach einer ersten Emüch-
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terung über die schwierige Arbeitsmarkt­

situation sind sie auch bereit, jede halbwegs 

zurnutbare Beschäftigung erst einmal anzu­

nehmen. Um jedoch nicht in Arbeitslosigkeit 

verharren oder in unterwertigen Beschäfti­

gungsverhältnissen auf Dauer verweilen zu 

müssen, sieht ein Großteil von ihnen eine 

Chance darin, durch eine gezielte und sy­

stematische Weiterbildung und Umschulung 

die Aussichten auf einen akzeptablen Ar­

beitsplatz verbessern zu können. Die Be­

reitschaft zur Weiterbildung ist mehrheitlich 

bei den Befragten vorhanden gewesen. 

Schnelle und positive Reaktion 
der Weiterbildungspraxis auf die 
Qualifizierungsanforderung 
durch Aussiedler 

Die berufliche Weiterbildungspraxis hat re­

lativ schnell und positiv auf die gestiegenen 

Aussiedlerzahlen der letzten Jahre und die 

neuen Bildungsanforderungen reagiert. Dies 

unterstreicht die Untersuchung des Bundes­

instituts: 

Danach kann man feststellen, daß die 

Mehrzahl der befragten Bildungsträger 

• ganzheitliche Bildungsansätze, d. h., die 

Verbindung von sprachlicher und beruflicher 

Qualifizierung von Aussiedlern befürwortet, 

• die Flexibilisierung der Programme durch 

gezielte Zielgruppen- und Teilnehmerorien­

tierung, Individualisierung und Binnendif­

ferenzierung anstrebt, 

• die Vergleichbarkeit der unterschiedlichen 

Angebote durch Akzeptanz entsprechend 

anerkannter Vergleichskriterien u. a. im 

Hinblick auf Qualitätssicherungserforder­

nisse sowie insgesamt eine Standardisierung 

unter bestimmten Konditionen für erwä­

genswert hält, 

• ein Koordinations- und Kooperationsbe­

dürfnis in Anbetracht des komplexen Bil­

dungsanliegens sowie der schwierigen wirt­

schaftlichen Lage im Weiterbildungsbereich 

artikuliert. 

Maßstab allen Handeins im Zusammenhang 

mit der beruflichen und sozialen Integration 

sollte die Person des Aussiedlers bzw. der 

Aussiedlerin sein. Allerdings sollte bei der 

inhaltlichen und didaktischen Ausrichtung 

von Bildungsmaßnahmen nicht nur von 

Defiziten bei Aussiedlern ausgegangen 

werden - wie fehlende Deutschkenntnisse, 

ergänzungsbedürftige berufliche Qualifika­

tionen, zu trainierende fachübergreifende 

Kompetenzen -, sondern es ist auch die er­

folgreiche berufliche Tätigkeit im Herkunfts­

land in Verbindung mit der Persönlichkeit des 

Aussiedlers und der Aussiedlerin zu be­

rücksichtigen. Sie stellen nach Meinung der 

befragten Leitungs- und Lehrkräfte in den 

meisten Fällen einen Aktivposten dar, dem 

viel zuwenig Beachtung geschenkt wird. 

Die vorhandene Teilnehmerheterogenität 

bleibt trotz ausdifferenzierter Lehrgangsan­

gebote eine ständige Herausforderung an den 

Bildungsträger und die eingesetzten Lehr­

kräfte. In diesen Fällen wird eine flexible 

inhaltliche, didaktische und methodische 

Gestaltung der Lehr I -Lernprozesse erfor­

derlich. 

Angesichts des komplexen Bildungsanliegens 

für Aussiedler erwachsen große Anforde­

rungen an die Qualifikation der Lehrkräfte. 

Neben einer ausgewiesenen Fachkompetenz 

wird von ihnen umfassender pädagogischer 

Sachverstand erwartet. 

Darüber hinaus fallen im erheblichen Umfang 

sozialpädagogische Betreuungs- und fach­

liche Beratungsaufgaben an, die nach Mei­

nung der Bildungsträger zu einem wesent­

lichen Teil eigentliche Aufgaben anderer 

Stellen - wie der Kommunen, der Wohl­

fahrsverbände - wären. Die Bildungsträger 

können sich jedoch praktisch diesen Auf­

gaben nicht entziehen, wollen sie nicht ihren 

Teilnehmern gegenüber unglaubwürdig in 

ihrem pädagogischen Anliegen werden, das 

sich nicht nur auf die reine Qualifikations­

vermittlung beschränken kann. 
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Massive Kosteneinsparungen 
bei den Integrationshilfen für 
Aussiedler 

Massive Kosteneinsparungen und rechtliche 

Verschärfungen, insbesondere beim Ar­

beitsförderungsgesetz (AFG) seitens des 

Bundes gefährden die Integration von Aus­

siedlern. 

Vor allem mit der Wirksamwerdung der 

10. Novellierung des Arbeitsförderungsge­

setzes 1. 1. 1993 entstand eine veränderte 

Ausgangssituation. 9 

Zwei Änderungen zeitigen in diesem Zu­

sammenhang gravierende negative Auswir­

kungen auf die sprachliche und berufliche 

Integrationsförderung von Aussiedlern: 

I. die Begrenzung der Höchstförderdauer für 

Sprachkurse auf sechs (Kalender-)Monate 

und 

2. der Wegfall der (Anschluß-)Fördermög­

lichkeit für eine Teilnahme an Fortbildungs­

und Umschulungsmaßnahmen (FuU-Maß­

nahmen) im Rahmen der Eingliederungs­

hilfe(Eghi), die als Eingliederungsleistung 

nach dem AFG gewährt wird. 

In den meisten Fällen ist bei den Aussiedlern 

eine systematische berufliche Einstiegsqua­

lifizierung im Anschluß an die bis zu sechs 

Monate dauernde Sprachförderung erforder­

lich, um überhaupt ausreichende Ausgangs­

bedingungen für eine berufliche Eingliede­

rung zu erlangen. Die neuen Erlasse der 

Bundesanstalt für Arbeit zur Sicherung der 

Qualität und der Wirtschaftlichkeit der Fort­

und Weiterbildung sowie der Umschulung 

beschränken dies jedoch grundsätzlich durch 

die Bestimmungen, daß eine Wartezeit von 

mindestens einem Jahr zwischen zwei ge­

förderten Maßnahmen eingehalten werden 

sollte. Zwar können arbeitslose Spätaus­

siedler formal über den Zahlungszeitraum der 

Eingliederungshilfe von sechs Monaten 

hinaus an Maßnahmen der beruflichen 



Fortbildung und Umschulung teilnehmen -

AFGZ §§ 62aff. -, ihr Lebensunterhalt wird 

dann durch Zahlungen nach Sätzen der So­

zialhilfe geleistet, was wiederum in die 

Zuständigkeit der Kommunen fällt, die für 

eine Teilnahme an derartigen Veranstaltungen 

ihre ausdrückliche Zustimmung geben 

müssen. Wie aber die alltägliche Praxis und 

die Aussagen der befragten Aussiedler zeigen, 

beginnt für den überwiegenden Teil von ihnen 

nach Abschluß der Sprachförderung der Gang 

in die Arbeitslosigkeit. 

Ein ähnliches Schicksal ereilt einen Teil der 

Mitarbeiter von Bildungseinrichtungen, wie 

es in der Praxisevaluation bestätigt wird. 

Einschränkungen der Eingliederungsprogram­

me aufgrund der Haushaltsrestriktionen 

führen zu Entlassungen von erfahrenen Mit­

arbeitern in der Integrationsarbeit und zur 

Schließung von bewährten Einrichtungen. 10 

Um so bedauerlicher ist es, daß auf diese Art 

und Weise unwiderruflich Weiterbildungs­

strukturen abbrechen, die möglicherweise zu 

einem späteren Zeitpunkt für wirtschaftliche 

und arbeitsmarktpolitische Vitalisierungspro­

zesse dringend benötigt werden. 

Kurzfristig müßte staatlicherseits ein finan­

zieller Rahmen im Qualifizierungsbereich in 

der Weise gezeichnet werden, in dem 

• die sprachliche Förderung bei Bedarf 

wieder über einen Zeitraum von sechs Mo­

naten hinausgeht, 

• eine · ausreichende berufliche Anpas­

sungsbildung an die Sprachkurse anschließen 

kann und die 

• Beratungsdienste in der bewährten per­

sonellen Dichte und Form erhalten bleiben. 

Ferner wird es notwendig sein, das starke 

Abhängigkeitsverhältnis der Bildungsträger 

vonAFG-geförderter Auftragsfinanzierung zu 

lockern und zusätzlich neue Wege zu be­

schreiten, wenn das Überleben der Einrich­

tungen gesichert und ihrer Arbeit eine rea­

listische Perspektive gegeben werden soll. 

Eine Mischfinanzierung der Maßnahmen -

u. a. durch Mittel der Europäischen Union -

und eine verbesserte Koordination und Ko­

operation unter den Bildungsträgem erscheint 

dabei als unausweichlich. 

Gibt es für die Integration 
von Aussiedlern eine Zukunft? 

Grundsätzlich ist aber eine Aussiedlerpolitik 

zu fordern, die von einer längerfristig an­

gelegten Förderpolitik ausgeht. Dabei wird 

man fürs erste davon ausgehen müssen, da 

auch in den nächsten Jahren mit erheblichen 

Zahlen von Aussiedlern zu rechnen ist. 

Wahrscheinlich ist eine Annahme von jährlich 

über 200 000 Personen durchaus realistisch. 11 

Für diese Menschen, die alle Brücken in ihren 

Herkunftsländern abgebrochen haben und auf 

Dauer in der Bundesrepublik Deutschland mit 

dem anerkannten Rechtsanspruch als deut­

sche Staatsbürger leben wollen, gilt es, ak­

zeptable Lebensverhältnisse und Arbeits­

möglichkeiten zu schaffen, um ihnen mög­

lichst schnell eine reibungslose Eingliederung 

in Gesellschaft und Staat zu eröffnen. Diese 

erscheint aber gegenwärtig nicht nur aufgrund 

der allgemeinen Lage auf dem Arbeitsmarkt, 

sondern gerade auch aufgrundder restriktiven 

Sparmaßnahmen beim öffentlichen Haushalt 

für Fördermittel bei der Aussiedlerintegration 

gefährdet: Dauerarbeitslosigkeit und das Ab­

gleiten in die Sozialhilfe scheinen die Zukunft 

der einreisenden Aussiedler zu bestimmen. 12 

Aus diesem Grunde müßte im Rahmen einer 

Neufestigung zentraler Eckwerte für eine 

zukunftsorientierte Eingliederungspolitik von 

Aussiedlern die finanzielle Förderung der 

sprachlichen und beruflichen Eingliede­

rungsmaßnahmen überdacht und auf stabile 

Finanzierungsgrundlagen gestellt werden 

nach dem Grundsatz, was zu Anfang an dieser 

Stelle investiert wird, ist eine Investition für 

die Zukunft, denn es steht außer Zweifel, daß 

beispielsweise die notwendigen Verbesse­

rungen der sprachlichen und beruflichen 

Kenntnisse und Fähigkeiten bei Aussiedlern 

wiederum eine der unabdingbaren Voraus­

setzungen für einen erfolgversprechenden 

Eingliederungsprozeß in die Berufs- und 

Arbeitswelt darstellen. 

Schließlich ist in verstärktem Maße Aus­

siedlerpolitik unter dem Vorzeichen zu ver­

stehen, daß Aussiedler- wie auch Ausländer­

in allgemeiner Hinsicht eine fortwährende 

Stimulans für den Staat und die Gesellschaft 

bedeuten, im kulturellen Leben der Bun­

desrepublik nicht mehr wegzudenken sind 

und volkswirtschaftlich einen kaum ersetz­

baren Aktivposten darstellen. So wurde von 

kompetenter Seite unter volkswirtschaft­

lichen Gesichtspunkten erst unlängst der 

Nachweis positiver Auswirkungen der An­

wesenheit von Aussiedlern in der Bundes­

republik Deutschland auf den Wirtschafts­

kreislauf erbracht. 13 Danach verursacht die 

Integration von Aussiedlern nur in einer 

Übergangsphase finanzielle Belastungen für 

die öffentlichen und privaten Haushalte, 

während mittel- bis langfristig positive 

Wirkungen auf den Wirtschaftskreislauf, die 

Finanzlage der Gebietskörperschaften und 

des sozialen Sicherungssystems, die Bevöl­

kerungsstruktur und den Arbeitsmarkt pro­

gnostiziert werden. 

Diese positive Sichtweise sollte auch ihren 

Niederschlag in der konzeptionellen, inhalt­

lichen und methodischen Bildungsarbeit mit 

Aussiedlern finden. Nicht nur die Defizit­

analyse - durchgängig bezeichnet als 

Sprachdefizite sowie berufliche und soziale 

Anpassungsschwierigkeiten -, sondern das, 

was Aussiedlern als Menschen mit einer 

bereits vorhandenen Lebens- und Berufs­

biographie in der Bundesrepublik Deutsch­

land an Potential - an persönlichem Können 

und vorhandener Energie sowie beruflicher 

Ausbildung und Erfahrung - einbringen, 

sollte die Grundlage für Qualifizierungs­

prozesse bilden. (Der volkswirtschaftliche 

Begriff "Humankapital" würde allerdings an 

dieser Stelle zu kurz greifen und dem An­

liegen nicht gerecht werden.) 
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In diesem Zusammenhang wird Integration 

als ein Wechselprozeß definiert, der zwischen 

der ansässigen und der zugewanderten Be­

völkerung stattfindet und in einem Aufein­

anderzugehen besteht, geprägt durch Of­

fenheit und gegenseitige Anerkennung und im 

Bewußtsein, die Zukunft gemeinsam ge­

stalten zu wollen. 
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Da soziale Organisationen der Forde­

rung nach systematischer Darstel­

lung ihrer Arbeit in der Regel nicht 

nachkommen, sich aber mit der 

Einführung der pflegeversicherung 

Transparenz und Effektivität auf­

grund des Konkurrenzdrucks ver­

stärkt durchsetzen müssen, sind 

diese Organisationen gezwungen, 

sich an Prozessen der Organisati­

onsentwicklung in profitorientier­

ten Unternehmungen zu orientieren. 

Wie es sich zeigt, sind Führungskräfte 

mit der Umsetzung von Methoden 

moderner Organisationsentwicklung 
und betriebswirtschaftliehen Me­

thoden nicht ausreichend vertraut. 
Dies ist im wesentlichen auf eine 

noch wenig transparente Palette an 
Weiterbildungsangeboten sowie auf 

das Fehlen von Qualitätsstandards 

der Anbieter zurückzuführen. 

Zur Ausgangssituation 

Soziale Dienste sind ein expansiver Be­

schäftigungsbereich. Allein die Einrichtungen 

des Sozial- und Gesundheitswesens in der 

Trägerschaft der Verbände der freien Wohl­

fahrtspflege sind von erheblicher wirt­

schaftlicher und arbeitsmarktpolitischer Be­

deutung. Soziale Dienste (ohne Kranken­

häuser) sind Organisationen (Betriebe) mit 

einem Personal von 20 bis z. T. mehreren 

hundert Beschäftigten. Die Leitung dieser 

Klein- und Mittelbetriebe erfordert bereits 

Management-Kompetenzen. Schließt man die 
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